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"Wertschätzung gegenüber Lehrbeauftragten muss sich in konkreten Maßnahmen widerspiegeln!"
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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Prof. Dr. Michael Piazolo, Prof. (Univ. Lima) Dr. Pe-
ter Bauer, Dr. Hans Jürgen Fahn, Thorsten Glau-
ber, Eva Gottstein, Joachim Hanisch, Johann 
Häusler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter 
Meyer, Bernhard Pohl, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vet-
ter, Jutta Widmann, Benno Zierer und Fraktion 
(FREIE WÄHLER) 

Wertschätzung gegenüber Lehrbeauftragten muss 
sich in konkreten Maßnahmen widerspiegeln! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Landtag stellt fest:  

─ Die Lehrbeauftragten leisten einen wesentlichen 
Beitrag zum Lehrangebot an den bayerischen 
Hochschulen. 

─ Die Lehrbeauftragten bereichern in großem Maße 
mit ihrem Wissen, ihrer Erfahrung und ihren Ideen 
sowohl das gesamte Hochschulgeschehen als 
auch die akademische Lehre. 

Vor diesem Hintergrund wird die Staatsregierung auf-
gefordert, Maßnahmen zur Verbesserung der Lehr- 
und Arbeitssituation von Lehrbeauftragten zu ergrei-
fen. 

Hierzu zählt vordringlich: 

─ die Einrichtung eines Sozialfonds für langjährige 
Lehrbeauftragte; 

─ die Erhöhung der Haushaltsmittel der Hochschu-
len in den kommenden Haushaltsberatungen so-
wie der Höchstbeträge in den Lehrauftrags- und 
Lehrvergütungsvorschriften, um die Vergütung 
von Lehrbeauftragten deutlich verbessern zu kön-
nen; 

─ die Änderung des Bayerischen Hochschulgeset-
zes mit dem Ziel, dass den Lehrbeauftragten eine 
angemessene Beteiligung an den Gremien der 
akademischen Selbstverwaltung und eine Interes-
senvertretung durch den Personalrat ermöglicht 
wird. 

Begründung: 

Lehrbeauftragte sind zur Ergänzung des Lehrange-
bots an Hochschulen gedacht. Sie sollen nebenberuf-
lich als hochschulexterne Experten ihr im Laufe ihres 
Berufslebens erlerntes Praxiswissen an die Studieren-
den weitergeben. Dieses Prinzip wird jedoch in der 
Praxis immer mehr ausgehöhlt. 

Lehrkräfte verantworten einen erheblichen Teil der 
Lehre an Bayerns Hochschulen und bringen sich in 
großem Maße mit ihrem Wissen, ihrer Erfahrung und 
ihren Ideen an den Hochschulen ein. Die Zahl der 
Lehrbeauftragten stieg in Bayern seit dem Jahr 2003 
um 82 Prozent von 6.811 auf über 12.000 Lehrbeauf-
tragte. Die Lehrbeauftragten stellen folglich mit ihrer 
Arbeitsleistung nicht, wie eigentlich vorgesehen, nur 
eine Ergänzung zum Lehrbetrieb dar, sondern tragen 
durch ihre Expertise und ihr Engagement wesentlich 
zur akademischen Lehre bei. Dennoch sind die Lehr-
beauftragten in Bezug auf die Repräsentation und die 
Mitbestimmung an den Hochschulen gegenüber ande-
ren Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen benachteiligt. 
Die Lehrbeauftragten sind zwar nach dem Bayeri-
schen Hochschulgesetz Mitglieder der Hochschule, 
haben aber keinerlei Möglichkeiten der Mitgestaltung 
durch die fehlende Vertretung in den zentralen Hoch-
schulgremien. Auch eine Interessenvertretung durch 
den Personalrat ist aufgrund des öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnisses eigener Art nicht möglich. 

Zahlreiche Lehrbeauftragte verdienen sich zudem ih-
ren Lebensunterhalt allein durch diese Lehrtätigkeit. 
Vor allem die Lehrbeauftragten an Musikhochschulen 
arbeiten häufig ihr Leben lang an ein und derselben 
Hochschule. Doch da sie in einem öffentlich-recht-
lichen Dienstverhältnis zum Staat stehen, gelten sie 
als selbständig. Die Folge: Anders als bei einem be-
amten- und arbeitsrechtlichen Beschäftigungsverhält-
nis erhalten die Lehrbeauftragten keine Leistungen, 
wie beispielsweise Lohnfortzahlung im Krankheitsfall. 
Des Weiteren besteht keine Sozialversicherungs-
pflicht vonseiten der Hochschulen und die Lehrbeauf-
tragten müssen für die Renten-, die Kranken-, die 
Arbeitslosen- und die Pflegeversicherung sowohl den 
Arbeitnehmer- als auch den Arbeitgeberanteil bezah-
len. Im Falle der Rentenversicherung beläuft sich der 
Beitrag von Lehrbeauftragten auf 18,7 Prozent. Insge-
samt ergibt sich für die Lehrbeauftragten eine Bei-
tragsbelastung von ca. 37 Prozent. 

Dies stellt nicht selten eine große finanzielle Heraus-
forderung für die Lehrbeauftragten dar. Aufgrund der 
hohen Ausgaben für die Sozialversicherungen ist 
beispielsweise die dauerhafte Finanzierung einer pri-
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vaten Altersvorsorge nicht immer möglich und die 
Lehrbeauftragten müssen im Alter von den Auszah-
lungen der staatlichen Rentenversicherung zehren. 
Lehrbeauftragte, die mit ihrer Tätigkeit an den bayeri-
schen Hochschulen zur Sicherstellung des Lehrange-
bots wesentlich beitragen, könnten daher gerade 
durch die Errichtung eines Fonds als Ergänzung zur 
Rente finanziell unterstützt werden. 

Von den hier genannten Maßnahmen, wozu auch eine 
deutliche Erhöhung der Vergütung von Lehrbeauftrag-
ten zählt, könnten sowohl die Hochschulen als Gan-
zes als auch die Lehrbeauftragten profitieren. Gleich-
zeitig könnte der bayerische Staat den Lehrbeauftrag-
ten hiermit endlich die Wertschätzung entgegenbrin-
gen, die ihnen aufgrund ihrer Bedeutung für das baye-
rische Hochschulsystem schon lange Zeit zusteht. 
Denn ohne das Engagement der Lehrbeauftragten 
wäre eine prosperierende Hochschullandschaft in 
Bayern nicht möglich. 

 



(Thomas Mütze (GRÜNE): Das ist keine Zwie-
sprache, sondern ein Zwischenruf!)

Staatsminister Joachim Herrmann (Inneres und In-
tegration): – Habe ich leider nicht verstanden, Herr 
Kollege. Dann stellt sich die Frage, an wen der Zwi-
schenruf gerichtet war.

Katharina Schulze (GRÜNE): Ich denke, im Zweifel 
an Sie. – Ich wollte auf einen Punkt eingehen, Herr 
Staatsminister. Sie haben uns vorgeworfen, wir wür-
den Vorwahlkampf machen. Das weise ich ganz ent-
schieden zurück.

(Lachen bei der CSU)

Wir haben uns schon im letzten Sommer massiv 
gegen die erste Novellierung des Polizeiaufgabenge-
setzes artikuliert. Wir haben hier im Landtag harte De-
batten geführt. Wir machen das Gleiche hier auf der 
parlamentarischen Ebene. Aus Ihrer Sicht kann ich 
nachvollziehen, dass Sie überrascht, vielleicht auch 
ein bisschen erschrocken darüber sind, wenn viele 
Bürgerinnen und Bürger jetzt auf die Straße gehen, 
weil diese der Auffassung sind, was die CSU plant, 
geht eindeutig einen Schritt zu weit. Wenn Sie uns 
aber zum Vorwurf machen, dass wir die Meinung, die 
wir im Parlament vertreten, auch auf der Straße ver-
treten, dann finde ich das absurd.

(Ingrid Heckner (CSU): Ihr seid ein Bündnis ein-
gegangen!)

Ich wollte deshalb klarstellen: Wir arbeiten an diesem 
Thema inhaltlich. Wir wollen, dass alle Menschen in 
Bayern frei und sicher leben können. Dafür müssen 
wir unsere bayerische Polizei gut ausstatten.

(Unruhe bei der CSU – Tobias Reiß (CSU): Dazu 
braucht es den Verfassungsfeind?)

Gleichzeitig müssen wir die Bürger- und die Freiheits-
rechte schützen. Das ist unsere Aufgabe. Wenn Sie 
es nicht tun, dann machen wir es.

(Beifall bei den GRÜNEN – Manfred Ländner 
(CSU): Absurd!)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön. – Herr Staatsminister, Sie haben das Wort.

Staatsminister Joachim Herrmann (Inneres und In-
tegration): Ich freue mich immer, Frau Kollegin Schul-
ze, wenn Sie das, was Sie hier erzählen, auch drau-
ßen erzählen. Das ist völlig in Ordnung. Ich würde 
mich allerdings auch freuen, wenn Sie gerade ange-
sichts der aktuellen Situation die wenigen freundli-
chen Sätze, die Sie in den letzten Monaten zur baye-

rischen Polizei gefunden haben, demnächst auch auf 
öffentlichen Marktplätzen äußern würden. Dazu höre 
ich von Ihnen aber leider sehr wenig, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der CSU)

Ich würde mich zum Beispiel freuen, wenn Sie ange-
sichts der vielen Lügen, die im Moment verbreitet wer-
den, sich demnächst auf einem Markplatz hinstellen 
und sagen würden: Jede Äußerung, die in den letzten 
Wochen dazu gefallen ist, dass die bayerische Polizei 
in Zukunft überall mit Handgranaten herumläuft, ist 
blanke Lüge. Es wäre wünschenswert, dass Sie es 
sich verbitten, dass jemand aus diesem Aktionsbünd-
nis so etwas verbreitet. Das ist nämlich blanke Lüge, 
meine Damen und Herren! Es wäre schön, wenn Sie 
das auch einmal erzählen würden.

(Lebhafter Beifall bei der CSU – Zurufe von der 
CSU: Bravo!)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Herr Staatsminister. – Weitere Wortmeldungen 
liegen mir nicht vor. Damit kommen wir zur Abstim-
mung. Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksa-
che 17/21877 zustimmen will – –

(Thomas Kreuzer (CSU): Wir haben namentliche 
Abstimmung beantragt!)

– Alles klar, tut mir leid. Entschuldigung, das stand 
nicht in meinen Unterlagen. – Dann kommen wir zur 
namentlichen Abstimmung. Ich gebe dafür fünf Minu-
ten Zeit. Der Gegenstand ist hinreichend bekannt. Die 
Abstimmung ist eröffnet.

(Namentliche Abstimmung von 16.46 bis 
16.51 Uhr)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, die fünf Minuten 
sind um. Ich schließe die namentliche Abstimmung. 
Wir fahren in der Tagesordnung fort. Das Ergebnis der 
namentlichen Abstimmung wird Ihnen, sobald es vor-
liegt, mitgeteilt. 

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/21878 mit 21884 sowie 17/21898 mit 21902 
werden in die zuständigen federführenden Ausschüs-
se verwiesen. 

Bevor ich zum nächsten Tagesordnungspunkt 
komme, gebe ich noch das Ergebnis der namentli-
chen Abstimmung zum Dringlichkeitsantrag der Abge-
ordneten Schulze, Hartmann, Gote und anderer und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) betreffend 
"Bayern: vielfältig und weltoffen! Kein Missbrauch reli-
giöser Symbole durch die Partei CSU und Staatsre-
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Wissenschaft und Kunst 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten 
Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Prof. Dr. Michael Piazolo u.a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 17/21898 

Wertschätzung gegenüber Lehrbeauftragten muss 
sich in konkreten Maßnahmen widerspiegeln! 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Prof. Dr. Michael Piazolo 
Mitberichterstatter: Oliver Jörg 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Aus-
schuss für Wissenschaft und Kunst federfüh-
rend zugewiesen. Der Ausschuss für Staats-
haushalt und Finanzfragen und der Ausschuss 
für Fragen des öffentlichen Dienstes haben 
den Dringlichkeitsantrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dring-
lichkeitsantrag in seiner 83. Sitzung am 
16. Mai 2018 beraten und mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanz-
fragen hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 
198. Sitzung am 5. Juni 2018 mitberaten und 
mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

4. Der Ausschuss für Fragen des öffentlichen 
Dienstes hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 
75. Sitzung am 12. Juni 2018 mitberaten und 
mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Prof. Dr. Michael Piazolo 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian 
Streibl, Prof. Dr. Michael Piazolo, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter 
Bauer, Dr. Hans Jürgen Fahn, Thorsten Glauber, Eva Gottstein, 
Joachim Hanisch, Johann Häusler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus 
Kraus, Peter Meyer, Bernhard Pohl, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, 
Jutta Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 17/21898, 17/22804 

Wertschätzung gegenüber Lehrbeauftragten muss sich in kon-
kreten Maßnahmen widerspiegeln! 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Dritter Vizepräsident Peter Meyer



Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln 

beraten werden (s. Anlage 5)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 5)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Ich warte noch ein bisschen, damit das Er­

gebnis eindeutiger wird. – Das sind zunächst einmal alle Fraktionen. Herr Kollege Fel­

binger (fraktionslos) hebt zwar die Hand, aber ich muss ihn fragen, ob und welchem 

Fraktionsvotum er sich anschließen will. – Er lässt es also bleiben. Okay. – Damit 

übernimmt der Landtag diese Voten.
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